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Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften 
„Hinterer Spitalhof“ in Ellwangen 

 
 

 

 
 
Entscheidung über Stellungnahmen und Anregungen (Abwägung) 
 
zur Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und zur Beteilung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
öffentliche Auslegung vom 27.12.2021 – 31.01.2022 
online gestellt  vom 27.12.2021 – 31.01.2022 

 

 

 

 

 

 



 
Nr. 
 

Stellungnahmen Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag Stadtplanungsamt      

1 Zweckverband Rieswasserversorgung 
20.12.2021 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme.  

2 Terranets BW 
20.12.2021 
 

 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 



3 Zweckverband Landeswasserversorgung 
21.12.2021 
 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

4 Gemeinde Tannhausen  
21.12.2021 
 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

5 Polizeipräsidium Aalen 
21.12.2021 
 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

6 Vermögen und Bau 
27.12.2021 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

7 Gemeinde Unterschneidheim 
22.12.2021  
 

 
 
 
 

 

 

Kenntnisnahme. 



8 Vereinarte Verewaltungsgemeinschaft Aalen 
22.12.2021 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

9 Gemeinde Ellenberg 
27.12.2021 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

10 Gemeinde Westhausen 
30.12.2021 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

11 Gemeinde Abtsgmünd 
03.01.2022 
 

 

 

 

Kenntnisnahme. 



12 Gemeinde Stödtlen 
05.01.2022 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

13 Gemeinde Bühlerzell und Gemeindeverwaltungsverband Oberes Bühlertal 
10.01.2022 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

14 Netze ODR 
24.01.2022 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

15 Regierungspräsidium Stuttgart 
27.01.2022 
 

 
 
 
 

 

 

Einzelhandelsbetriebe, die über ein zentrenrelevantes Warensortiment gemäß 
Einzelhandelskonzept verfügen, sind im gesamten Plangebiet nicht zulässig. Nicht-
zentrenrelevante Sortimente sind zulässig, um, im Falle des Wegfalls der zu 
verlegenden Nutzungen (Lagerfläche des Baubetriebshofs und Wertstoffhof), die 
Flächen zukünftig bedarfsgerecht nutzen zu können. 

 

 

 

Großflächiger Einzelhandel ist gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO nur in Kerngebieten 
oder hierfür vorgesehenen Sondergebieten zulässig. Da es sich im Plangebiet 
ausschließlich um die Ausweisung von Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO 
handelt, sind großflächige Einzelhandelsbetriebe entsprechend unzulässig. 

 

 



 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

16 Handwerkskammer Ulm 
27.01.2022 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

17 IHK Ostwürttemberg 
28.01.2022 
 

 

 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplans „Hinterer Spitalhof“ hat keine Auswirkungen 
auf die bestehenden Betriebe im Gewerbegebiet „Lange Äcker“. 



18 NABU  
30.01.2022 
 

 

     

 

 

Im Rahmen der Alternativenprüfung konnte kein anderer geeigneter Standort 
gefunden werden. Insbesondere die Erreichbarkeit des Wertstoffhofs für die im 
umliegenden Gemeinden nördlich und westlich von Ellwangen war hier ein 
wichtiger Aspekt.  

 

 

 

Der Ausgleich des geplanten Eingriffs wurde bereits im Kontext des Ökokontos 
durchgeführt, wodurch gewährleistet wird, dass ein Eingriffsausgleich zum 
Zeitpunkt des Eingriffs bereits abgeschlossen ist. Darüber hinaus befindet sich die 
Fläche im Eigentum der Stadt und ist hierdurch dauerhaft für die Nutzungen 
gesichert. 

 

 

Ersatzhabitate für das Eidechsenvorkommen wurden im Voraus geschaffen und 
fachgerecht angelegt. Die Tiere wurden eingefangen und umgesiedelt. Während 
der geplanten Maßnahmen findet eine fachgerechte Baubegleitung und ein 
Monitoring statt, wodurch ein dauerhafter Erhalt der Habitate und eine ständige 
Pflege gewährleistet werden.  

 

 

 

 

Auf die spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung als Anlage zum 
Umweltbericht wird verwiesen. Die intensive Gehölzbepflanzung dient neben dem 
ökologischen Ausgleich und der Schaffung von Lebensräumen, z.B. für Vögel, 
insbesondere der Eingrünung des Gebiets für eine bessere Einbindung in die 
Landschaft. 



19 Zweckverband Wasserversorgung Nordostwürttemberg 
31.01.2022 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

20 Regionalverband Ostwürttemberg  
31.01.2022 
 

 
 

 

Großflächiger Einzelhandel ist gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO nur in Kerngebieten 
oder hierfür vorgesehenen Sondergebieten zulässig. Da es sich im Plangebiet 
ausschließlich um die Ausweisung von Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO 
handelt, sind großflächige Einzelhandelsbetriebe entsprechend unzulässig. 

 

21 Gemeinde Fichtenau 
31.01.2022 
 

 
 

 

 

Kenntnisnahme. 

22 Landratsamt Ostalbkreis 
15.02.2022 
 

 
 
 
 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 



 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Oberflächenwasser wird fachgerecht über einen zu erstellenden Kanal in das 
geplante Regenrückhaltebecken und anschließend in den bestehenden 
Mischwasserkanal eingeleitet.  

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 
 

 

 

  

 
 
 

 
 

Kenntnisnahme. 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 

Das Kataster wird ausgetauscht.  

Die Beschreibung der Abgrenzung des Geltungsbereichs wird berichtigt. 

 

 

 

 

 

 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Der hohe Versiegelungsgrad der Fläche ist der Nutzung geschuldet. Ein hoher 
Anteil des Bodens muss versiegelt werden, um eine Versickerung von 
verunreinigtem Oberflächenwasser zu vermeiden. Darüber hinaus dient die hohe 
GRZ einer möglichst effizienten und flächensparsamen Ausnutzung des 
Grundstücks. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Die Festsetzungen zum Rodungszeitpunkt und zur Verwendung 
insektenfreundlicher Leuchtmittel werden in den textlichen Festsetzungen ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Die Informationen zur Kompensationsmaßnahme und den generierten 
Ökopunkten wurden der Unteren Naturschutzbehörde mitgeteilt.  

 

Eine Anpassung der Biotopbewertung ist erfolgt und in die Begründung sowie den 
zugehörigen Umweltbericht aufgenommen. 

 

Der Ausgleich des Kompensationsdefizits erfolgt durch 73.816 Punkte aus der 
Maßnahme ‚Renaturierung Ellenberger Rot‘ von 2014 und durch 19.800 Punkte 
durch Verzinsung dieser Maßnahme der letzten 8 Jahre aus dem städtischen 
Ökokonto. 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 



23 Regierungspräsidium Stuttgart 
28.03.2022 
 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

Kenntnisnahme. 



P 01 

 

Stellungnahme 2 Privatpersonen, beim Pfaffenhof  

Vom 12.04.2021 

 
 

Vom 20.11.2021 

 

 
 

Die maximal zulässigen Gebäudehöhen wurden an die Umgebung, besonders an 
das nördlich angrenzende Gewerbegebiet, angepasst, wodurch sich die Planung 
in das Stadtbild einfügt. Die Lindenallee kann auf Grund der notwendigen 
Verbreiterung der L1060 in diesem Bereich nicht vollständig erhalten werden, 
wird aber durch entsprechende Ersatzpflanzungen ausgeglichen, sodass der 
Alleecharakter wiederhergestellt wird. 

 

Im Rahmen der Alternativenprüfung konnte kein anderer geeigneter Standort 
gefunden werden. Insbesondere die Erreichbarkeit des Wertstoffhofs für die im 
umliegenden Gemeinden nördlich und westlich von Ellwangen war hier ein 
wichtiger Aspekt.  

 

Der Umgang mit dem vorhandenen Eidechsenvorkommen wurde im Rahmen der 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung sowie dem Umweltbericht im Anhang 
zur Begründung des Bebauungsplans in Abstimmung mit der unteren 
Naturschutzbehörde ausführlich geprüft und abgewogen. Entsprechende 
Festsetzungen zum Schutz wurden getroffen. Die Eidechsenpopulation wurde in 
die hierfür angelegten Ersatzhabitate umgesiedelt. 

 

Der ehemalige Deponiestandort wurde im Rahmen der Baugrunduntersuchung / 
orientierende Altlastenuntersuchung des Büro GEOLOGIE VEITH (Stand: Februar 
2021) untersucht, das Gutachten ist der Begründung als Anlage beigefügt. 

Das Oberflächenwasser wird fachgerecht über einen zu erstellenden Kanal in das 
geplante Regenrückhaltebecken und anschließend in den bestehenden 
Mischwasserkanal eingeleitet. Eine Belastung natürlicher Gewässer kann 
hierdurch ausgeschlossen werden.  

Planungen und Veränderungen von Radwegen sind nicht Bestandteil des 
Geltungsbereichs und damit nicht Gegenstand des Bebauungsplans. 

 

Der Standort des Wertstoffhofs und der Lagerflächen des Baubetriebshofs wird 
mit der Absicht verlegt, die Landesgartenschau und die damit verbundene 
Aufwertung der innenstadtnahen Flächen umsetzen zu können. Auf die o. a. 
Hinweise zur Alternativenprüfung wird hingewiesen. 
 



 


